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ARBEITSMARKT KERNAUSSAGEN 
Mindestlohn: Symbolpolitik mit Nebenwirkungen 
Dr. Tobias Thomas 

 

Politikanalyse: 
 

• Der deutsche Arbeitsmarkt ist mit 
knapp 42 Millionen Beschäftigten derzeit 
in recht guter Verfassung.  

• Die Bundesregierung plant, für das ge-
samte Bundesgebiet ein Mindestlohn von 
8,50 Euro brutto je Zeitstunde einzufüh-
ren. Davon werden knapp 5 Millionen 
Arbeitnehmer betroffen sein. 

• Ein flächendeckender Mindestlohn dürfte 
zu Arbeitsplatzverlusten insbesondere in 
Ostdeutschland führen.  

Politikempfehlung: 
• Keine Arbeitsplätze durch Mindestlohn 

gefährden. 
• Durch Abbau von Hürden am Arbeits-

markt und Qualifizierungsmaßnahmen 
Arbeitslosigkeit weiter reduzieren und 
Einkommenschancen erhöhen.  

 

 

Der deutsche Arbeitsmarkt ist im Vergleich 
zu vielen der europäischen Nachbarn in 
recht guter Verfassung. Von 2005 bis 2014 
sank die Zahl der Arbeitslosen von fünf auf 
drei Millionen. Die Zahl der Erwerbstätigen 
stieg von knapp 39 auf knapp 42 Millionen. 
Dennoch sorgen sich viele Bürgerinnen und 
Bürger um prekäre Beschäftigungsbedin-
gungen. Die Bundesregierung will zum 1. 
Januar 2015 für das gesamte Bundesgebiet 
einen Mindestlohn von 8,50 Euro brutto je 
Stunde einführen. Mit diesem Vorhaben 
wagt sie ein großes arbeitsmarkt- und sozi-
alpolitisches Experiment. Die Risiken sind 
dabei hoch, denn es besteht die Gefahr, 
dass langfristig Arbeitsplätze verloren ge-
hen. Zudem verschlechtern sich die Einstel-
lungschancen für Jüngere, Ältere und Ge-
ringqualifizierte. Damit würden mehr Ver-
teilungsgerechtigkeit und eine Entlastung 
der öffentlichen Haushalte nicht erreicht. 
Im Gegenteil: Gerade Arbeitslosigkeit ist 
das größte Armutsrisiko.  
 

Die gute Situation am Arbeitsmarkt in den 
letzten Jahren hat die öffentliche Diskussi-
on zunehmend auf verteilungspolitische 
Fragen fokussiert, während die Frage, wie 
Arbeitslose in Arbeit gebracht werden 
können, in den Hintergrund getreten ist. 
Das trifft auch auf die Diskussion um den 
Mindestlohn zu. Mit der Einführung eines 
flächendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohns verfolgt die Bundesregierung drei 
Hauptziele. Erstens sollen Beschäftigte in 
Vollzeit ein ausreichendes Arbeitseinkom-
men erzielen können, ohne auf zusätzliche 
staatliche Unterstützung angewiesen zu 
sein. Zweitens soll der Mindestlohn Unter-
nehmen dazu anhalten, existenzsichernde 
Löhne zu zahlen. Und drittens soll der 
Mindestlohn dazu beitragen, die öffentli-
chen Haushalte zu entlasten. Zugleich soll 
die hohe Beschäftigung nicht gefährdet 
werden.  
 

Für die Beurteilung der Politikmaßnahme 
Mindestlohn ist entscheidend, ob ein Min-
destlohn Beschäftigung gefährdet oder 
nicht. Die Mehrzahl der empirischen Studi-
en zeigt, dass  Mindestlöhne  mit  negativen 
 

 

Beschäftigungseffekten einhergehen. Insbe-
sondere bei einem flächendeckenden Min-
destlohn sind langfristig Beschäftigungsver-
luste wahrscheinlich. Viele der Studien, die 
keine größeren Effekte sehen, untersuchen 
nur Lohnvariationen von bis zu 20 Prozent. 
Ein Mindestlohn von 8,50 Euro in Deutsch-
land bedeutet jedoch Lohnerhöhungen von 
bis zu über 50 Prozent für einige Gruppen. 
Damit sind die Ergebnisse nicht übertrag-
bar. Von den Mindestlöhnen in den USA 
und Großbritannien waren nur ca. 5 Pro-
zent der Arbeitnehmer betroffen. In 
Deutschland dürften es dagegen 14 Prozent 
sein. Beim Vergleich mit Frankreich, wo der 
Mindestlohn mit 9,43 Euro recht hoch ist, 
muss beachtet werden, dass Unternehmen 
dort einen staatlichen Lohnzuschuss von 
rund  2,45  Euro  pro   Stunde  bekommen,  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
wenn sie den Mindestlohn zahlen. Die 
Lohnzuschüsse summieren sich auf jährlich 
über 22 Mrd. Euro. Somit handelt es sich 
beim französischen Mindestlohn bei ge-
nauerer Betrachtung um ein Kombilohn-
modell mit staatlicher Unterstützung.  
 

Die Einführung eines undifferenzierten 
Mindestlohns in ganz Deutschland dürfte 
insbesondere die Regionen besonders ne-
gativ treffen, die bereits heute mit hoher 
Arbeitslosigkeit und niedrigen Löhnen zu 
kämpfen haben. So dürften gut 20 Prozent 
aller Arbeitnehmer in Ostdeutschland und 
11,6 Prozent der dort Vollzeitbeschäftigten 
vom Mindestlohn betroffen sein, in West-
deutschland etwa  12,5  Prozent  insgesamt  

 

und 3,6 Prozent der dort Vollzeitbeschäf-
tigten. Der Großteil derjenigen, die einen 
Mindestlohn bekommen werden, sind Mini-
jobber. Diejenigen, die bislang auf staatliche 
Unterstützung angewiesen sind und neben 
ihrem Einkommen Arbeitslosengeld II be-
ziehen (sog. Aufstocker), profitieren kaum 
vom Mehreinkommen durch den Mindest-
lohn, da das Zusatzeinkommen auf ihr er-
gänzendes Arbeitslosengeld II angerechnet 
wird. Gleichzeitig erhöht sich jedoch durch 
den Mindestlohn für sie das Risiko, arbeits-
los zu werden. Negativ vom Mindestlohn 
betroffen sind auch Arbeitslose, für die es 
aufgrund der höheren Löhne schwieriger 
wird, in den Arbeitsmarkt zurückzukehren.  
 

Bei der Einführung eines flächendeckenden 
Mindestlohns von 8,50 Euro in Deutschland 
ist zu befürchten, dass die damit verbunde-
nen Ziele nicht erreichen werden, am Ende 
jedoch die Arbeitslosigkeit zunimmt und es 
Arbeitslose noch schwerer haben werden, 
wieder eine Beschäftigung zu finden. Die 
Konsequenzen einer solchen Politik haben 
die Arbeitslosen und die Steuerzahler zu 
tragen. Statt mit dem Mindestlohn Arbeits-
plätze zu gefährden, sollte die Bundesregie-
rung Hürden am Arbeitsmarkt abbauen und 
für gute Bildungs- und Ausbildungsbedin-
gungen sorgen. Denn Arbeit ist die beste 
Versicherung gegen Armut. 
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